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Bundesregierung ersetzt 
Demokratieerklärung 
von Projektträgern 

Berlin. Am 31 . Januar haben die Bun­
desminister Manuela Schwcsig (S PD) 
und Thomas de Maiziere (CDU) fol ­
gende Erklärung abgegeben: 
,. Das .Bu11desministeriwnjiir Familie. Se­
nioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) 
und das Bundesministerium des Tnnern 
(ßM.l) haben sich bei den Bundespro­
grammen . Toleranz Fördern - Kompe­
tenz Stärken' .. initiative Demokratie Stär­
ken· und ,Zusammenhalt dwr~h Teillwhe' 
at!f eine neue Handhabung der Zmven­
dungsbescheide wrständigf. Anste/leder 
bisher eigenhändig ::u unterzeiclmenden 
Demokratieerklämng (sog. Extremis­
musktausel) wird zukünftig im Zuwen­
dungsbescheid w1 die geförderten Träger 
klar geregelt, dass keine Steuergelder a11 
extremi.stisc/1e Organisationen oder Per· 
so11en gehen dii1jen. Auf die daraus re­
sultierenden Anfordemngen an Personen 
und Orgam~mlionen, die ::ur inhaltlicheil 
Durcl!fiihnmg \ 'Oll Projekten herange::o­
gen •verde11. wird in einem .Begleit­
schreiben hingewiesen. Damit 111ird er­
reicht, dass die Empj"ii11ger staatlicher 
Fördennirtel weiterhin ihrer Verannvor­
wng bei der Auswahl ihrer Kooperati-

Die neue Bundesfamilienministerin 
M anuefa Schwesig ist zuständig für die 
staatliche Förderung von Projekten 
gegen den Rechtsextremismus. 

onspartner gerecht werden. so dass nie­
mand mit Steuermifteln wrterstiitzt wird, 
der sich nicht auf dem .Boden des Gnmd­
gesetzes bewegt . .. 

Frau Schwesig begründete am Tag zu­
vor im Bundestag: ,.Wir dürfen die Leu­
te, die sich engagieren und die wir in un­
seren Sonntagsreden loben, nicht unter 
Generalverdacht stellen," Die Süddeut­
sche Zeinmg (I .2. 12) we11ete dann auch 
die neue Verfahrensweise als "Erfolg" 
für die neue Bundesministerin. Auch 
Anetta Kahane von der Amadeu Anto­
nio Stiftung begrüßte sie: .,Der Wegfall 
der sogenannten Extremismusklausel 
war überfällig:' Nun komme es darauf 
an. die Bundesförderung von Initiativen 
gegen Rechtsextremismus endlich zu 
verstetigen und auszubauen. 

Während die Zustimmung zu abge­
schwächten Demokratieerklänmg weit 
verbreitet ist, stellt sich nur das Bun­
desland Sachsen quer. Initiativen. die 
Gelder aus landeeigenen Fördertöpfen 
beziehen. müssen sich weiterhin mit ih­
rer Unterschrift zum Grundgesetz be­
kennen. Nun versuchen allerdings säch-

Im Geschäftsbereich des neuen 
Bundesinnenministers Dr. Thomas de 
Maiziere liegt d ie Bundeszent rale für 
politische Bildung. 
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sische Initiativenjuristisch gegen diese 
,.Sachsenklausel" vOizugeheu. Zum Bei­
spiel das Ökumenische Informations­
zentrum Dresden hat KJage vor dem Ver­
waltungsgericht eingelegt: "Wir wollen 
das die Regelung abgcschaffi wird'·. sagt 
deren Geschäftsftihrerin Annemarie Mül­
ler. Und StefTen Richter, Vorsitzender 
des Alternativen Kultur- und Bildungs­
zentrums Pima meint: .. Wir finden. dass 
Demokratie gerade eben nichts ist. \VO­

zu ich mich auf einem Stück Papier ver­
pflichten kann, sondern Demokratie ist 
ein Prozess und nichts Feststehendes·'. 

Stellungnahme des Arbeits­
kreises deutscher Bildungs­
stätten (AdB): 

vO 

1914-2014 - Vom Ersten Welt­
krieg zum Friedensnobelpreis für 
Europa. Aktuelle Herausforde­
rungen für die politische Bildung 

Im Sommer 2014 jährt sich der Ausbruch 
des Ersten Weltkriegs zum einhundert­
sten Mal. Der Arbeitskreis deutscher Bil­
dungsstätten (AdB) nimmt das Geden­
ken an dieses Ereignis zum Anlass. den 
Weltkrieg und seine Auswirkungen auf 
den europäischen Einigungsprozess in 
den Mittelpunkt seiner politis~.:hen Bil­
dung zu stellen. 

Mit dem Jahresthema .. 1914-2014 -
Vom Ersten Weltkrieg zum Friedensno­
belpreis für Europa'" soll dabei weniger 
das historische Et'eignis im Fokus ste­
hen. sondern ausgehend von der Kata­
strophe des Ersten Weltkriegs soll der 
Zeitraum di.eser einhundert Jahre zu­
sammenhängend betrachte t werden, da 
das Zusanunenwachsen Europas und die 
Entwicklung der Europäischen Union 
nur vor diesem Hintergrund zu verste­
hen sind. 

Die neuartige Qualität des Krieges, 
die vor allem durch die Industrialisie­
rung und den massiven Einsatz von 
K.riegsmaschinen. wie z. B. Kanonen 
und (Giftgas- ) Granaten. Flugzeugen, 
Unterseebooten und Panzerwagen. zum 
Ausdruck kam. führte durch die nicht 
mehr vorhandene Trennung von Zivil­
bevölkerung und Militärgesellschaft zu 
einem .. totalen Krieg". der am Ende ei-
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ne unvorstellbar hohe Zahl an Kriegs­
vedetzteu, Kriegstoten und Opfe1 n in 
der Zivilbevölkenmg forderte. 

Die Kriegsbegeisterung. wie sie Tei­
len der Bevölkerung vor 1914 zuge­
schrieben wird, ist in den demokrati­
schen Gesellschaften Europas von heu­
te nicht mehr nal:hvollziehbar. Dennoch 
sind auch in jüngerer Vergangenheit 
Kriege in Europageführt worden. die in 
der Bevölkerung geduldet oder unter­
stützt wurden und gegen die sich kein 
breiter gesellschafUicher Protest erho­
ben hat. Beispiele dafür sind die Bal­
kankriege oder auch die Bürgerkriege in 
Nordirland und dem Basken land. 

Die Vereinigung Europas und eine da­
mit grundlegend verbundene europäi­
sche Friedenspolitik dürfen nicht von 
nationalpopulistischen Parolen geleitet 
sein. sondern müssen in Gedächtnis und 
in Veranrwonung vor dieser Geschich­
te immer wieder neu die Frage stellen, 
wie und womit Frieden im umfassenden 
Sinne gefördert werden kann. [ ... ) 

Dan1 haben auch die Träger und Ein­
richrungen der politischen Bildung ihren 
Beitrag geleistet. S ie haben Werte wie 
Frieden, Freiheit. Gerechtigkeit und So­
lidarität in den Mittelpunkt ihrer Bi!-

Romanheft aus dem 1. Weltkrieg: 
Die Idealisierung des Tötens Im Grabenkrieg 

dungsarbeit gestellt, auf nationaler und 
auf europiiischer Ebene. Mit zahlreichen 
internationalen J ugendbegegnungcn und 
Projekten, z. B. mit Frankreich, England 
und Polen sowie vielen weiteren eu­
ropäit>chen Ländern. haben sie Gele­
genheiten geschaffen. dass sich vor al­
lem junge Menschen über die Grenzen 
hinweg begegnen und zentrale Anliegen 
des friedlichen Miteinanders bearbeiten. 
Die politische Bildung leistet auch e i­
nen \vesentl·ichen Beitrag zur Entwick­
lung einer demokratischen und kritischen 
Zivilgesellschaft, deren Vorhandensein 
geradezu Voraussetzung ft.ir die Reali­
sierung eines umfassendenund nicht nur 
auf Europa bezogenen Friedensprojekts 
ist. 

Für die politische Bildung ist die Aus­
einanderselzung mir den beiden \Velt­
kriegen sowie mit deren politischen und 
gesellschaftlichen Ursachen und Folgen 
eine zentrale Herausforderung, um ei­
nen wLrksamen Beitrag zur (globalen) 
Friedenssicherung, zur Friedenserzie­
hung und zur Stärk-ung demokratischer 
und z ivilgesellschafilicher Stmkturen ei­
ner Gesellschaft zu leisten, die in der La­
ge ist, Konflikte friedlich und unter Ver­
zicht auf Gewalt zu lösen. 

Der AdB regt die TrJ­
ger politischer Bildung 
an, d ie Angebote histo­
risch-politischer Bildung 
weiter auszubauen, zen­
trale Aspekte einer eu­
ropäischen Erinnerungs­
kultur - zu der wesentlich 
auch die Erinnerung an 
den Ersten Weltkrieg 
gehört- verstärkt zu the­
matisieren und a lle ge­
sellschaftlich relevanten 
Gruppen anzusprechen. 
Die Vem1ittlung der Be­
deutung von Frieden. 
Freiheit, Gerechtigkei{ 
und Solidarität als Grund­
lage für eine wirkungs­
volle Demokratie und die 
Durchsetzung der Men­
schenrechte stellen ei n 
zentrales Z iel der Bil­
dungsarbeit dar. 

Beschluss de r 
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